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Der offizielle Name einer am 16. Oktober 2025 vorgeleg-
ten Mitteilung von EU-Kommission und EU-Außenbe-
auftragter lautet „Frieden sichern: Fahrplan für die Vertei-
digungsbereitschaft 2030“. Ungeschminkt und deutlich 
treffender schrieb das Internetportal Politico von einem 
„Fahrplan für den Krieg“. Das Dokument enthält einen 
Mix aus neuen Initiativen, neuen bzw. erhöhten Zielvor-
gaben und einem Fahrplan zur Umsetzung des Maßnah-
menpaketes, das Anfang März von Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen als Plan zur „Wiederaufrüs-
tung Europas“ (ReArm Europe“) präsentiert und kurz dar-
auf ins Weißbuch zur europäischen Verteidigung über-
nommen wurde: „Mit diesem Fahrplan werden das Weiß-
buch und die vom Europäischen Rat vorgegebenen Leitli-
nien in klaren Etappenzielen und Zielen mit festen Termi-
nen für die vorzulegenden Ergebnisse und in Indikatoren 
zur Beobachtung der Fortschritte konkretisiert.“

Die dabei verfolgte ambitionierte Agenda wird mit fol-
genden Worten zusammengefasst: „Europa braucht bis 
2030 ein ausreichend starkes europäisches Verteidigungs-
dispositiv, um seine Gegner glaubwürdig abzuschrecken 
und auf jegliche Aggression zu reagieren. Europa muss 
jetzt handeln, damit es ‚bereit für 2030‘ werden kann. 
[…] Die Verteidigungsbereitschaft setzt die Entwicklung 
und den Erwerb der Fähigkeiten voraus, die für die mo-
derne Kriegsführung erforderlich sind. Es muss also si-
chergestellt werden, dass Europa über eine industrielle 
Basis im Verteidigungssektor verfügt, die ihm einen stra-
tegischen Vorteil und die erforderliche Unabhängigkeit 
verschafft. Und es bedeutet, sowohl zu modernsten Inno-
vationen als auch zur schnellen Massenproduktion in kri-
tischen Zeiten fähig zu sein.“

Rüstungsflaggschiffe

Als zumindest zum Teil neue Elemente werden im EU-
Rüstungsfahrplan vier Flaggschiffprojekte präsentiert: 
eine Europäische Drohnenabwehrinitiative, Eastern Flank 
Watch, European Air Shield und European Space Shield. 

Allerdings sind die Informationen, was sich hinter die-
sen Begrifflichkeiten verbirgt, mehr als spärlich. Am 

ehesten lässt sich zur Drohnenabwehrinitiative etwas fin-
den, die wohl sehr bewusst eine neue Bezeichnung erhal-
ten hat. Denn beim „Drohnenwall“, der von interessierten 
Kreisen – namentlich vor allem Unternehmen wie Hel-
sing und Quantum – bereits seit einer Weile forciert wird, 
geht es darum, bis zu 100.000 Drohnen an den russischen 
Grenzen zu stationieren. Nun scheint es darüber hinaus 
aber um ein System zu gehen, das in allen Mitgliedsstaa-
ten zur Anwendung kommen soll. Weshalb allerdings die-
ses anscheinend für Abwehrzwecke gedachte System 
dann „Fähigkeiten zum Treffen von Bodenzielen durch 
die Nutzung von Drohnentechnologie für Präzisions-
schläge“ umfassen soll, bleibt wohl das Geheimnis der 
Verfasser:innen des Rüstungsfahrplans.

Außerdem scheint nicht nur eine Nutzung gegen ver-
meintliche oder tatsächliche russische Übergriffe oder 
Ziele vorgesehen, unter anderem auch die Migrationsbe-
kämpfung hat man dabei augenscheinlich im Blick: „Das 
Netzwerk für die Drohnenabwehr wird sich auch zivil-mi-
litärisch nutzen und an doppelte Verwendungszwecke an-
passen lassen und es wird auch zur Abwehr nicht verteidi-
gungsbezogener Bedrohungen oder anderer Gefahren, die 
an allen EU-Grenzen auftreten, beitragen. Dazu gehören 
der Grenzschutz, der Einsatz von Migration als Waffe, der 
Schutz kritischer Infrastrukturen und die grenzüberschrei-
tende organisierte Kriminalität.“

Deutlich weniger ergiebig sind die Passagen zur Eas-
tern Flank Watch, bei der es scheinbar um die Aufrüstung 
der osteuropäischen Länder gehen soll – und zwar auch 
und gerade gegen sogenannte „hybride Operationen“, die 
eigentlich unterhalb der Kriegsschwelle liegen  (explizit 
genannt wird zum Beispiel die russische Schattenflotte). 
Beim European Air Shield handelt es sich um den Aufbau 
einer Luft- und Raketenabwehr; inwiefern es sich dabei 
aber um eine bloße Umbenennung oder Weiterentwick-
lung der European Sky Shield Initiative (ESSI) oder um 
etwas komplett Neues handelt, bleibt offen. Ähnlich ver-
hält es sich mit dem European Space Shield, von dem 
auch kaum etwas Handfestes im Papier steht.
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https://defence-industry-space.ec.europa.eu/eu-defence-industry/readiness-roadmap-2030_en
https://www.politico.eu/newsletter/brussels-playbook/roadmap-for-war/
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1193631.geopolitik-europa-ruestet-auf-n-die-eu-hilft-kraeftig-mit.html
https://www.nd-aktuell.de/artikel/1193631.geopolitik-europa-ruestet-auf-n-die-eu-hilft-kraeftig-mit.html
https://www.imi-online.de/2025/04/11/beispiel-drohnenwall/
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Kapazitätskonsor�en

Im Gegensatz zu den Flaggschiffprojekten sind andere 
Teile des Rüstungsfahrplans deutlich konkreter. Schon in 
ihrer Industriestrategie EDIS beklagte die Kommission 
im März 2024, lediglich 22 Prozent der beschafften Rüs-
tungsgüter würden aus „einheimischer“ Produktion stam-
men. Aus diesem Grund wurde das Ziel ausgegeben, die-
sen Wert bis 2030 auf 50 Prozent zu steigern. Der Rüs-
tungsfahrplan geht nun noch einmal darüber hinaus und 
peilt bis 2030 den Wert von 55 Prozent an. Ferner werden 
aktuell unter 20 Prozent der Beschaffungen von mehreren 
EU-Ländern im Verbund getätigt – bis Ende 2027 sollen 
es laut Rüstungsfahrplan 40 Prozent sein (im Weißbuch 
war noch die Rede von 35 Prozent).

Die Auflage länderübergreifender europäischer Be-
schaffungsprojekte gilt als entscheidender Schritt, um in 
Größenordnungen vorzustoßen, die eine Reduzierung der 
derzeitigen Abhängigkeit vom US-Markt ermöglichen 
können: „Die zunehmende Umstellung der Verteidi-
gungsinvestitionen auf die gemeinsame Beschaffung wird 
ein Schlüsselfaktor für die Erreichung der Bereitschaft 
sein, da die Bündelung der Nachfrage und Skaleneffekte 
dazu beitragen werden, die Produktionskapazitäten der 
europäischen Verteidigungsindustrie zu steigern und die 
Interoperabilität zu fördern. Die Bündelung der europäi-
schen Nachfrage wird Kostensenkungen bewirken, da sie 
vermeidet, dass sich die Mitgliedstaaten gegenseitig über-
bieten, und deren Gesamtkaufkraft erhöht.“

Die Bereiche, in denen solche Beschaffungsprojekte 
künftig bevorzugt aufgelegt werden sollen, listet der Rüs-
tungsfahrplan 2030 ebenfalls auf. Dabei übernimmt er 
einmal die bereits im Weißbuch enthaltenen Prioritäten: 1. 
Luft- und Raketenabwehr; 2. Artilleriesysteme; 3. Muniti-
on und Flugkörper; 4. Drohnen und Drohnenabwehrsyste-
me; 5. Militärische Mobilität; 6. KI, Quanteninformatik, 
Cyber- und elektronische Kriegsführung; 7. Strategische 
Enabler und Schutz kritischer Infrastruktur. Darüber hin-
aus werden aber mit „Marine“ und „Landkampf“ noch 
zwei weitere Bereiche hinzugefügt, mit denen dann wohl 
auch tatsächlich fast alles abgedeckt wäre. 

Schließen sich EU-Länder für den Einkauf von Rüs-
tungsgütern in diesen Bereichen zu „Kapazitätskonsorti-
en“ zusammen, ermöglicht ihnen dies, von neuen Förder-
töpfen zu profitieren. Dazu gehört vor allem SAFE („Se-
curity and Action for Europe“), über das 150 Mrd. Euro 
zinsgünstige Kredite für länderübergreifende Rüstungs-
einkäufe vergeben werden. Zuletzt einigten sich Kommis-
sion, Rat und Parlament bei den Trilog-Verhandlungen 
am 16. Oktober 2025 außerdem auf das Rüstungsindus-
trieprogramm EDIP, mit dem unter anderem die Beschaf-
fung europaweiter Rüstungsgüter direkt mit bezuschusst 
werden kann.

Laut Rüstungsfahrplan sollen im ersten Quartal 2026 
für alle Prioritätsbereiche Kapazitätskonsortien aufgelegt 
worden sein. Gleichzeitig gilt es aber auch sicherzustel-
len, dass die EU-Unternehmen ihre Produktion hochfah-
ren, um die steigende Nachfrage auch bedienen zu kön-
nen. Vor allem über EDIP soll deshalb die Aus- oder Wei-
terbildung von Arbeitnehmer:innen für Tätigkeiten im 
Rüstungssektor finanziell unterstützt werden – der Rüs-
tungsfahrplan gibt in diesem Zusammenhang das Ziel 
aus, bis Ende 2026 zusätzliche 200.000 und bis 2030 so-
gar 600.000 neue Beschäftigte dem Rüstungssektor zu-
führen zu können.  

Finanzen

Das alles will sich die Kommission bzw. die Bevölkerun-
gen einiges kosten lassen – lobend wird der Anstieg der 
Militärausgaben der EU-Mitglieder auf 392 Mrd. Euro in 
diesem Jahr erwähnt (von rund 200 Mrd. im Jahr 2020). 
Im selben Atemzug wird im Rüstungsfahrplan aber nach-
geschoben, um das neue Ausgabenziel von 3,5 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes (BIP) zu erreichen, seien wei-
tere 288 Mrd. Euro erforderlich (bislang ging die Kom-
mission in ihren Berechnungen von 50 Mrd. Euro weni-
ger aus). Die Militärausgaben der Mitgliedsstaaten wür-
den sich so auf 680 Mrd. Euro summieren, wozu noch 
weitere 1,5 Prozent des BIP für Militärausgaben im wei-
teren Sinne hinzukommen sollen, zusammen also rund 
970 Mrd. Euro! 
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Die EU unterstützt die Mitgliedsstaaten vor allem da-
durch, dass sie die Kreditaufnahme durch eine Aufwei-
chung der Schuldenregeln und über zinsgünstige SAFE-
Kredite erleichtert, die laut Rüstungsfahrplan bis zum 
dritten Quartal 2028 mindestens zur Hälfte ausgeschüttet 
sein sollen. Außerdem schlug die Kommission im Juli 
2025 vor, die militärrelevanten Töpfe im nächsten EU-
Haushalt 2028 bis 2034 massiv zu erhöhen – allein 131 
Mrd. Euro sollen für ein neues Instrument „Resilienz und 
Sicherheit, Verteidigung und Weltraum“ ausgelobt wer-
den, weitere 17 Mrd. Euro für „Militärische Mobilität“. 
Diese Zahlen macht sich auch der Rüstungsfahrplan zu ei-
gen, vergisst aber darüber hinaus nicht, extra zu betonen, 
dass es auch mit dem künftigen Forschungshaushalt (Ho-
rizon Europe), für den 175 Mrd. Euro vorgeschlagen wer-
den, möglich sein soll, „Maßnahmen mit doppeltem Ver-
wendungszweck“ zu fördern.

Fazit

Als Begründung für diesen enormen Rüstungsschub wird 
auch im Fahrplan 2030 auf Russland verwiesen, das aller-
dings bereits heute den EU-Staaten bei allen Großwaffen-
systemen deutlich unterlegen ist. Die Vermutung liegt 
deshalb nahe, dass es der Europäischen Union generell 
darum geht, sich in den nicht nur mit Russland, sondern 
auch mit China und inzwischen zunehmend auch den 
USA immer weiter verschärfenden Großmachtkonflikten 
militärisch in Stellung zu bringen. Die Aussagen der EU-
Außenbeauftragten Kaja Kallas bei der Vorstellung des 
Fahrplans 2030 deuten jedenfalls in diese Richtung: „Un-
sere Streitkräfte müssen in der Lage sein, jede Krise zu 
antizipieren, sich darauf vorzubereiten und darauf zu re-
agieren. Hier gibt es große Chancen, nicht zuletzt für die 
europäische Verteidigungsindustrie, sondern auch für die 
europäischen Länder, die wir ermutigen, gemeinsam an 
Projekten zu arbeiten, die dem gemeinsamen Interesse 
dienen. Es ist höchste Zeit, die wirtschaftliche Macht Eu-
ropas rasch in militärische Stärke umzuwandeln.“ 

Rechts und Vorseite: Vorstellung des 
Rüstungsfahrplans 2030. 
Quelle: Europäische Union, 2025

Die Stop-ReArm Kampagne, an der sich die IMI betei-
ligt, hat einen offenen Brief mit dem Titel „Move the 
money from war to peace!“ formuliert, der an Parla-
mentarier:innen des Europaparlaments gesendet werden 
soll. In dem offenen Brief werden die EU-Parlamentari-
er:innen aufgefordert, Subventionen für die Rüstungsin-
dustrie zugunsten von Diplomatie und Konfliktpräventi-
on umzuleiten. Ferner werden sie aufgefordert, das Om-
nibus-Paket für Verteidigung abzulehnen, mit dem „Hür-
den“ für die Rüstungsindustrie abgebaut werden sollen. 
Und außerdem soll dem Kommissionsvorschlag für den 
nächsten EU-Haushalt 2028 bis 2034 eine Absage erteilt 
werden, der u.a. etwa eine Verzehnfachung der Militär-
budgets vorsieht. Zur Begründung heißt es in dem offe-
nen Brief u.a.: 

„Die Geschichte der europäischen Integration macht 
sie besonders anfällig für unzulässige Einflussnahme 
durch Unternehmensinteressen, wie dies zahlreiche Be-
richte belegen, und die Rüstungspolitik bildet dabei kei-
ne Ausnahme – ganz im Gegenteil.

Die diskrete, aber einflussreiche Lobbyarbeit der Rüs-
tungsindustrie spielte eine entscheidende Rolle bei der 

Verabschiedung der ersten EU-Subventionen vor zehn 
Jahren, und ihr Einfluss auf die europäische Militär- und 
Zivilpolitik hat seitdem weiter zugenommen. […] Infol-
gedessen läuft der sogenannte „Verteidigungsbereit-
schaftsplan” für eine vermeintliche europäische Autono-
mie letztlich darauf hinaus, große, oft internationale Mi-
litärunternehmen zu subventionieren, die Produktion an-
zukurbeln und den Waffenverkauf, einschließlich der Ex-
porte außerhalb Europas, zu steigern. […]

Insgesamt ist der Plan ‚ReArm Europe‘ vom März 
2025 zusammen mit allen früheren und späteren damit 
verbundenen Maßnahmen zum Scheitern verurteilt, da er 
im Wesentlichen die Unsicherheit in Europa und welt-
weit verstärken, das globale Wettrüsten anheizen – was 
wiederum bewaffnete Konflikte schürt – und den Klima-
wandel und die Umweltschäden verschärfen wird, ange-
sichts des CO2-Fußabdrucks und der Umweltbelastung 
durch das Militär.“

Stop ReArm Europe: Offener Brief

https://www.telepolis.de/features/Waffenstarre-statt-Diplomatie-Versagt-Europa-in-der-Sicherheitspolitik-10510971.html
https://stoprearm.org/open-letter-to-meps-ahead-of-the-budget-2026-vote/
https://stoprearm.org/open-letter-to-meps-ahead-of-the-budget-2026-vote/

